
Kurzbericht 

Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen 

(7. Sitzung am 15. März 2023) 

Tagesordnung: 

1. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Justizgesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/54 

 

Der - federführende - Ausschuss schließt die Beratung ab. Er empfiehlt dem Landtag 

vorbehaltlich der Zustimmung des - mitberatenden - Ausschusses für Haushalt und 

Finanzen, den Gesetzentwurf in geänderter Fassung anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, AfD 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  - 

 

Berichterstatter: Abg. Grosch. 

 

Der Ausschuss beschließt eine schriftliche Berichterstattung und legt dem Ältestenrat 

nahe, nach § 30 Abs. 2 Satz 2 GO LT auf eine allgemeine Aussprache im Plenum zu 

verzichten und stattdessen die Erstattung eines mündlichen Berichts vorzusehen. 

  

2. Entwurf eines Gesetzes zum Fortbestand der Förderschulen im Förderschwerpunkt 

Lernen 

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU - Drs. 19/115 

 

Der Ausschuss führt die Mitberatung durch. Er schließt sich der 

Beschlussempfehlung des - federführenden - Kultusausschusses an, den 

Gesetzentwurf abzulehnen. 

 

Zustimmung:  SPD, GRÜNE 

Ablehnung:  CDU, AfD 

Enthaltung:  - 

  

3. Verfassungsgerichtliche Verfahren: 

Organstreitverfahren 

 

des Niedersächsischen Landkreistages 

vertreten durch 

den Präsidenten Landrat Sven Ambrosy und 

das geschäftsführende Präsidialmitglied Prof. Dr. Hubert Meyer, 

Am Mittelfelde 169, 30519 Hannover 

Verfahrensbevollmächtigter: Prof. Dr. Thomas Mann 

 

- Antragsteller -  

 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/00001-00500/19-00054.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/00001-00500/19-00115.pdf
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gegen 

 

den Niedersächsischen Landtag 

vertreten durch die Landtagspräsidentin Hanna Naber 

Hannah-Arendt-Platz 1, 30159 Hannover 

 

- Antragsgegner - 

 

wegen unzureichender Anhörung gemäß Artikel 57 Abs. 6 NV - StGH 1/23 

 

Der Ausschuss beginnt mit der Beratung. Er nimmt in Aussicht, in der Sitzung am 

26. April 2023 eine Beschlussempfehlung zu fassen. 

  

4. Unterrichtung durch die Landesregierung zum aktuellen Sachstand der Ermitt-

lungen zu dem Gewaltverbrechen an einer jungen Frau in Bramsche 

 

Der Ausschuss nimmt den Unterrichtungsantrag der CDU-Fraktion an. Er nimmt die 

Unterrichtung in vertraulicher Sitzung entgegen. 

 
 


